
 

Merkblatt 
 

Bauvorhaben in Überschwemmungsgebieten 
 
 
1. Allgemeines 

 
Festgesetzte Überschwemmungsgebiete sind Bereiche, in denen ein Hochwasserereig- 
nis statistisch einmal in 100 Jahren (HQ100) zu erwarten ist. Diese Flächen sind in den 
Hochwassergefahrenkarten als „HQ100-Flächen“ dargestellt. Ferner gehören dazu Ge- 
biete für die Hochwasserentlastung oder Hochwasserrückhaltung. Die genannten Flä- 
chen gelten in Baden-Württemberg per Wassergesetz (§ 65 WG) ohne weitere Verfahren 
oder Rechtsakte als festgesetzte Überschwemmungsgebiete. Darüber hinaus gelten wei- 
terhin durch bestehende Rechtsverordnungen festgesetzte Überschwemmungsgebiete. 

 
Die Hochwassergefahrenkarten des Landes wurden zumeist nur für größere Gewässer- 
abschnitte erstellt. Für kleinere Gewässer II. Ordnung sind die HQ100-Flächen meistens 
nicht bekannt. Gleichwohl gelten auch hier die Anforderungen für Überschwemmungsge- 
biete. Gegebenenfalls müssen die HQ100-Überschwemmungsgebietsflächen durch ein 
vom Antragsteller beauftragtes Fachgutachten ermittelt werden. 

 
Die Errichtung und Erweiterung baulicher Anlagen nach den §§ 30, 33, 34 und 35 Bau- 
gesetzbuch ist in festgesetzten Überschwemmungsgebieten nach § 78 Absatz 4 Was- 
serhaushaltsgesetzt (WHG) grundsätzlich verboten. Falls von dem grundsätzlichen Bau- 
verbot abgewichen werden kann, bedarf es, sofern auch eine baurechtliche Genehmi- 
gung erforderlich ist, einer wasserrechtlichen Ausnahmegenehmigung durch die zustän- 
dige Baurechtsbehörde im Einvernehmen mit der Ortsgemeinde. 

 
 
2. Wann kann eine Ausnahmegenehmigung erteilt werden? 

 
Die zuständige Behörde kann eine bauliche Anlage gem. § 78 Abs. 5 WHG genehmigen, 
wenn im Einzelfall das Vorhaben 

 
1. die Hochwasserrückhaltung nicht oder nur unwesentlich beeinträchtigt und der 

Verlust von verloren gehendem Rückhalteraum umfangs-, funktions- und zeitgleich 
ausgeglichen wird, 

 
2. den Wasserstand und den Abfluss bei Hochwasser nicht nachteilig verändert, 
 
3. den bestehenden Hochwasserschutz nicht beeinträchtigt und 
 
4. hochwasserangepasst ausgeführt wird. 
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3. Zuständige Behörde 

 
Zuständige Behörde hierfür ist, sofern auch eine baurechtliche Entscheidung erforderlich 
ist, die untere Baurechtsbehörde im Einvernehmen mit der Gemeinde, andernfalls die 
Gemeinde. Wird die Baugenehmigung durch andere Entscheidungen mit umfasst (z. B. 
durch eine Immissionsschutzrechtliche Genehmigung nach § 13 BImSchG), so ist die 
dafür zuständige Behörde auch für die Ausnahmegenehmigung nach § 78 Abs. 3 Satz 1 
WHG im Einvernehmen mit der Gemeinde zuständig. 

 
Die Voraussetzungen (Abschnitt 2, Ziffern 1. – 4.) müssen alle erfüllt sein. Die Prü- 
fung, ob die notwendigen Nachweise geführt wurden und alle Voraussetzungen für eine 
Ausnahmegenehmigung vorliegen, erfolgt i.d.R. unter Beteiligung der zuständigen Was- 
serbehörde. 

 
 
4. Welche Nachweise und Unterlagen sind vorzulegen? 

 
Zur Prüfung der Hochwassersituation sind neben den üblichen Bauantragsunterlagen alle 
verfügbaren Informationen zur Hochwassergefährdung in den Bauunterlagen (Pläne, Er- 
läuterungen) darzustellen und das ausgefüllte Antragsformular „Bauen in Überschwem- 
mungsgebieten“ samt den erforderlichen Anlagen vorzulegen. 

 
Der zeitgleiche Rückhalteraumausgleich kann auch über ein kommunales Hochwasser- 
schutzregister gem. § 65 Abs. 3 WG erfolgen. Die Gemeinde kann das Hochwasser- 
schutzregister führen und durch Satzung u.a. die Durchführung des Ausgleichs im Einzel- 
fall sowie die Kostenerstattung regeln. 

 
Eine hochwasserangepasste Bauweise ist in den Antragsunterlagen darzustellen. Die 
hochwasserangepasste Ausführung liegt als private Hochwasservorsorge (siehe unten) 
im alleinigen Verantwortungsbereich des Bauherrn bzw. seines Planers. 

 
 
5. Was ist bei privater Hochwasservorsorge zu beachten? 

 
Jedermann ist gesetzlich nach § 5 Abs. 2 WHG verpflichtet, in Eigenverantwortung ge- 
eignete Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor nachteiligen Hochwasserfolgen und zur 
Schadensminimierung zu treffen. Die Belange des Hochwasserschutzes müssen in der 
Planung, in der Bauausführung und in der späteren Nutzung beachtet werden. 

 
Aufgrund der sehr unterschiedlichen Anforderungen an Gebäude, Bauweisen, Konstruk- 
tionen, Baumaterialien etc., aber auch auf Grund unterschiedlicher Rahmenbedingungen 
des Hochwassers (wie z.B. Dauer von Hochwasserereignissen, mögliche Vorwarnzeiten, 
Fließgeschwindigkeit) wird es keine Standardlösung geben, sondern immer abhängig von 
der Bauweise und den Baumaterialien des Gebäudes auf die individuelle Situation ange- 
passte Konzepte. 

 
 
Im konkreten Einzelfall können über die genannten Auskunftspunkte hinaus auch noch 
weitere Aspekte für eine hochwasserangepasste Ausführung relevant sein. Diese umzu- 
setzen liegt in der Verantwortung der Bauherren. 
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Die Einhaltung der Anpassungen an die Hochwassersituation kann Schäden im Hoch- 
wasserfall nie gänzlich ausschließen, insbesondere gibt das HQ100 keinen Wasser- 
höchststand an. Es kann bei extremen Hochwasserereignissen (HQextrem) auch zu hö- 
heren Wasserspiegeln kommen. Auch das richtige Verhalten im Hochwasserfall trägt zur 
Vermeidung und Minimierung von Schäden bei. Eine Elementarschadensversicherung, 
die für Hochwasserschäden aufkommt, sollte jedenfalls abgeschlossen werden, sonst 
sind das Risiko einer Hochwassergefahr und daraus resultierende Schäden nicht abge- 
deckt. 

 
 
6. Wo finden sich Informationen zur baulichen Hochwasservorsorge? 

 
Über die rechtlichen Rahmenbedingungen informiert eine Zusammenstellung „Fragen 
und Antworten“ auf: 

 
http://www.rp-freiburg.de > Suche: „Bauen im Überschwemmungsgebiet“ 

 
 
Die Kompaktinformation „Bauen bei Hochwasserrisiken und in Überschwemmungsgebie- 
ten“, die Checkliste „Hinweise für Bauvorhaben in Überschwemmungsgebieten“ sowie 
der Leitfaden „Hochwasser-Risiko-bewusst planen und bauen“ sind erhältlich unter 
 

https://www.hochwasser.baden-wuerttemberg.de/-/kompaktinformation-
hochwasserrisikomanagementplanung-1 

 
https://www.hochwasser.baden-wuerttemberg.de/documents/20122/39136/Hinweise-
fuer-Bauvorhaben-in-festgesetzten-UESG.pdf 
 
https://www.hochwasser.baden-
wuerttemberg.de/documents/20122/39136/Hochwasserrisikobewusst-Planen-und-Bauen.pdf 

 
 
Ergänzende Ausführungen zu hochwasserangepassten Bauweisen und Handlungsemp- 
fehlungen sind in der „Hochwasserschutzfibel“ zu finden. Download- und Bestellmöglich- 
keit: 

 
https://www.bmwsb.bund.de/SharedDocs/downloads/Webs/BMWSB/DE/publikationen
/raumordnung/hochwasserschutzfibel.html  

 
 
Hochwassergefahrenkarten (HWGK) in der Endfassung sind online einsehbar unter 

 
http://udo.lubw.baden-wuerttemberg.de/public/ > Wasser > Hochwasserrisikoma- 
nagement > Hochwassergefahrenkarten 

 
 
Über die aktuelle Hochwassersituation und über überschwemmungsgefährdete Gebiete 
und Hochwasserschutz können Sie sich auf den Internetseiten der Hochwasservorhersa- 
gezentrale Baden-Württemberg informieren. 
 

http://www.hvz.baden-wuerttemberg.de/ 
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1. Allgemeines



Festgesetzte Überschwemmungsgebiete sind Bereiche, in denen ein Hochwasserereig- nis statistisch einmal in 100 Jahren (HQ100) zu erwarten ist. Diese Flächen sind in den Hochwassergefahrenkarten als „HQ100-Flächen“ dargestellt. Ferner gehören dazu Ge- biete für die Hochwasserentlastung oder Hochwasserrückhaltung. Die genannten Flä- chen gelten in Baden-Württemberg per Wassergesetz (§ 65 WG) ohne weitere Verfahren oder Rechtsakte als festgesetzte Überschwemmungsgebiete. Darüber hinaus gelten wei- terhin durch bestehende Rechtsverordnungen festgesetzte Überschwemmungsgebiete.



Die Hochwassergefahrenkarten des Landes wurden zumeist nur für größere Gewässer- abschnitte erstellt. Für kleinere Gewässer II. Ordnung sind die HQ100-Flächen meistens nicht bekannt. Gleichwohl gelten auch hier die Anforderungen für Überschwemmungsge- biete. Gegebenenfalls müssen die HQ100-Überschwemmungsgebietsflächen durch ein vom Antragsteller beauftragtes Fachgutachten ermittelt werden.



Die Errichtung und Erweiterung baulicher Anlagen nach den §§ 30, 33, 34 und 35 Bau- gesetzbuch ist in festgesetzten Überschwemmungsgebieten nach § 78 Absatz 4 Was- serhaushaltsgesetzt (WHG) grundsätzlich verboten. Falls von dem grundsätzlichen Bau- verbot abgewichen werden kann, bedarf es, sofern auch eine baurechtliche Genehmi- gung erforderlich ist, einer wasserrechtlichen Ausnahmegenehmigung durch die zustän- dige Baurechtsbehörde im Einvernehmen mit der Ortsgemeinde.





2. Wann kann eine Ausnahmegenehmigung erteilt werden?



Die zuständige Behörde kann eine bauliche Anlage gem. § 78 Abs. 5 WHG genehmigen, wenn im Einzelfall das Vorhaben



1. die Hochwasserrückhaltung nicht oder nur unwesentlich beeinträchtigt und der Verlust von verloren gehendem Rückhalteraum umfangs-, funktions- und zeitgleich ausgeglichen wird,



2. den Wasserstand und den Abfluss bei Hochwasser nicht nachteilig verändert,



3. den bestehenden Hochwasserschutz nicht beeinträchtigt und



4. hochwasserangepasst ausgeführt wird.





3. Zuständige Behörde



Zuständige Behörde hierfür ist, sofern auch eine baurechtliche Entscheidung erforderlich ist, die untere Baurechtsbehörde im Einvernehmen mit der Gemeinde, andernfalls die Gemeinde. Wird die Baugenehmigung durch andere Entscheidungen mit umfasst (z. B. durch eine Immissionsschutzrechtliche Genehmigung nach § 13 BImSchG), so ist die dafür zuständige Behörde auch für die Ausnahmegenehmigung nach § 78 Abs. 3 Satz 1 WHG im Einvernehmen mit der Gemeinde zuständig.



Die Voraussetzungen (Abschnitt 2, Ziffern 1. – 4.) müssen alle erfüllt sein. Die Prü- fung, ob die notwendigen Nachweise geführt wurden und alle Voraussetzungen für eine Ausnahmegenehmigung vorliegen, erfolgt i.d.R. unter Beteiligung der zuständigen Was- serbehörde.





4. Welche Nachweise und Unterlagen sind vorzulegen?



Zur Prüfung der Hochwassersituation sind neben den üblichen Bauantragsunterlagen alle verfügbaren Informationen zur Hochwassergefährdung in den Bauunterlagen (Pläne, Er- läuterungen) darzustellen und das ausgefüllte Antragsformular „Bauen in Überschwem- mungsgebieten“ samt den erforderlichen Anlagen vorzulegen.



Der zeitgleiche Rückhalteraumausgleich kann auch über ein kommunales Hochwasser- schutzregister gem. § 65 Abs. 3 WG erfolgen. Die Gemeinde kann das Hochwasser- schutzregister führen und durch Satzung u.a. die Durchführung des Ausgleichs im Einzel- fall sowie die Kostenerstattung regeln.



Eine hochwasserangepasste Bauweise ist in den Antragsunterlagen darzustellen. Die hochwasserangepasste Ausführung liegt als private Hochwasservorsorge (siehe unten) im alleinigen Verantwortungsbereich des Bauherrn bzw. seines Planers.





5. Was ist bei privater Hochwasservorsorge zu beachten?



Jedermann ist gesetzlich nach § 5 Abs. 2 WHG verpflichtet, in Eigenverantwortung ge- eignete Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor nachteiligen Hochwasserfolgen und zur Schadensminimierung zu treffen. Die Belange des Hochwasserschutzes müssen in der Planung, in der Bauausführung und in der späteren Nutzung beachtet werden.



Aufgrund der sehr unterschiedlichen Anforderungen an Gebäude, Bauweisen, Konstruk- tionen, Baumaterialien etc., aber auch auf Grund unterschiedlicher Rahmenbedingungen des Hochwassers (wie z.B. Dauer von Hochwasserereignissen, mögliche Vorwarnzeiten, Fließgeschwindigkeit) wird es keine Standardlösung geben, sondern immer abhängig von

der Bauweise und den Baumaterialien des Gebäudes auf die individuelle Situation ange- passte Konzepte.





Im konkreten Einzelfall können über die genannten Auskunftspunkte hinaus auch noch weitere Aspekte für eine hochwasserangepasste Ausführung relevant sein. Diese umzu- setzen liegt in der Verantwortung der Bauherren.



 (
3
)

Die Einhaltung der Anpassungen an die Hochwassersituation kann Schäden im Hoch- wasserfall nie gänzlich ausschließen, insbesondere gibt das HQ100 keinen Wasser- höchststand an. Es kann bei extremen Hochwasserereignissen (HQextrem) auch zu hö- heren Wasserspiegeln kommen. Auch das richtige Verhalten im Hochwasserfall trägt zur Vermeidung und Minimierung von Schäden bei. Eine Elementarschadensversicherung, die für Hochwasserschäden aufkommt, sollte jedenfalls abgeschlossen werden, sonst sind das Risiko einer Hochwassergefahr und daraus resultierende Schäden nicht abge- deckt.





6. Wo finden sich Informationen zur baulichen Hochwasservorsorge?



Über die rechtlichen Rahmenbedingungen informiert eine Zusammenstellung „Fragen und Antworten“ auf:



http://www.rp-freiburg.de > Suche: „Bauen im Überschwemmungsgebiet“





Die Kompaktinformation „Bauen bei Hochwasserrisiken und in Überschwemmungsgebie- ten“, die Checkliste „Hinweise für Bauvorhaben in Überschwemmungsgebieten“ sowie der Leitfaden „Hochwasser-Risiko-bewusst planen und bauen“ sind erhältlich unter



https://www.hochwasser.baden-wuerttemberg.de/-/kompaktinformation-hochwasserrisikomanagementplanung-1



https://www.hochwasser.baden-wuerttemberg.de/documents/20122/39136/Hinweise-fuer-Bauvorhaben-in-festgesetzten-UESG.pdf



https://www.hochwasser.baden-wuerttemberg.de/documents/20122/39136/Hochwasserrisikobewusst-Planen-und-Bauen.pdf
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Ergänzende Ausführungen zu hochwasserangepassten Bauweisen und Handlungsemp- fehlungen sind in der „Hochwasserschutzfibel“ zu finden. Download- und Bestellmöglich- keit:



https://www.bmwsb.bund.de/SharedDocs/downloads/Webs/BMWSB/DE/publikationen/raumordnung/hochwasserschutzfibel.html 





Hochwassergefahrenkarten (HWGK) in der Endfassung sind online einsehbar unter



http://udo.lubw.baden-wuerttemberg.de/public/ > Wasser > Hochwasserrisikoma- nagement > Hochwassergefahrenkarten





Über die aktuelle Hochwassersituation und über überschwemmungsgefährdete Gebiete und Hochwasserschutz können Sie sich auf den Internetseiten der Hochwasservorhersa- gezentrale Baden-Württemberg informieren.



http://www.hvz.baden-wuerttemberg.de/



